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Antrag des Verfassungsausschusses.

Gesetz
vom.

über
i

die Volksvertretung.

Die konstituierende Nationalversammlung hat beschlossen:

» Artikel 1.

(1) Die vom Volke Deutschösterreichs gewählte
konstituierende Nationalversammlung übernimmt als
höchstes Organ des Volkes die oberste Gewalt der
Republik. Sie allein hat das Recht, Krieg zu er¬
klären und Friedensverträge zu genehmigen. Alle
öffentlichen Gewalten beruhen auf den von ihr be¬
schlossenen Gesetzen.

(2) In der von der konstituierenden National¬
versammlung zu beschließenden endgültigen Ver¬
fassung sind Verfassungsänderungen der Volks¬
abstimmung zu unterwerfen (Verfassungsresermdum)
und die Bedingungen sowie das Verfahren für diese
Volksabstimmung näher zu regeln.

(3) Die provisorische Verfassung der Republik
Deutschösterreich bleibt, soweit sie nicht durch die
folgenden Bestimmungen abgeändert wird, in Geltung.
Die konstituierende Nationalversammlung tritt an
Stelle der provisorischen.

Artikel 2.

(1) Die Sitzungsperiode der konstituierenden
Nationalversammlung fällt mit ihrer Wahlperiode
(Artikel I des Gesetzes vom 18. Dezember 1918
über die Einberufung der konstituierenden National¬
versammlung, St. G. Bl. Nr. 114) zusammen.

(2) Eine Vertagung der Nationalversammlung
kann nur durch Beschluß des Hauses erfolgen. Das
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Haus ist vor Ablauf der Vertagungszeit vom
Präsidenten wieder zu berufen, wenn es mindestens
fünfzig Mitglieder schriftlich verlangen.

(3) Tag und Stunde der Sitzungen des Hauses
werden, wofern das Haus nicht anders beschließt,
vom Präsidenten festgesetzt.

' Artikel 3.

(1) Das Haus wählt aus seiner Mitte auf die
Dauer der Wahlperiode den Präsidenten, den
zweiten und den dritten Präsidenten.

(2) Der Präsident führt nach Maßgabe der
Geschäftsordnung den Vorsitz im Hause. Er' wird
darin sowie bei der Führung der ihm sonst gesetz¬
lich zustehenden Geschäfre im Falle seiner Ver¬
hinderung vom zweiten Präsidenten, und wenn auch
dieser verhindert ist, vom dritten Präsidenten ver¬
treten.

Artikel 4.

(1) Gesetzesvorschläge gelangen an das Haus
entweder als Vorlagen der Staatsregierung oder
als Anträge der Mitglieder des Hauses.

(2) Die Gesetzesbeschlüsfe der Nationalversamm¬
lung erlangen Gesetzeskraft dadurch, daß sie vom
Präsidenten durch seine Unterschrift beurkundet,
vom Staatskanzler und dem mit der Durchfüh¬
rung betrauten Staatssekretär gegengezeichnet und
vom Staatskanzler im Staatsgesetzblatt kundgemachl
werden.

Artikel 5.

(1) Hat die Staatsregierung Bedenken, einen
von der Nationalversammlung gefaßten Beschluß
zu vollziehen, so kann sie gegen ihn vor der Kund¬
machung binnen 14 Tagen unter Angabe der
Gründe bei der Nationalversammlung Vorstellung
erheben.

(2) Beharrt die Nationalversammlung auf ihrem
ursprünglichen Beschlüsse, so ist dieser unverzüglich
kundzumachen.

Artikel 6.

(1) Die Mitglieder der Nationalversammlung
können wegen der in Ausübung ihres Berufes ge¬
schehenen Abstimmungen niemals, wegen der in diesem
Berufe gemachten Äußerungen nur von dem Hause
verantwortlich gemacht werden.

(2) Kein Mitglied der Nationalversammlung darf
während der Dauer der Wahlperiode wegen einer
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strafbaren Handlung — den Fall der Ergreifung
auf frischer Tat ausgenommen -— ohne Zustim¬
mung des Hailses verhaftet oder behördlich verfolgt
werden.

(Z) Selbst in beut Falle der Ergreifung auf
frischer Tat hat die Behörde dein Präsidenten des
Hanfes sogleich die geschehene Verhaftung bekannt-
zugeben.

(4) Wenn es das Haus verlangt, muß der Ver¬
haft aufgehoben oder die Verfolgung für die ganze

' Sitzungsperiode aufgeschvben werden.

(5) Nach Beendigung der Wahlperiode gelten
die iu diesem Artikel der Nationalversammlung und
ihAui Mitgliedern eingeräumteu Rechte sinngemäß
für den Hauptausschuß rind seine Mitglieder.

Artikel 7.

Die der Nationalversammlung angehörenden
öffentlichen Augestellteil und Funktionäre bedtirfen
zur Ausübung ihres Mandates keines Urlaubes.

Artikel 8.

Die Mitglieder der Staatsregierung sowie
die von ihnen entsendeten Vertreter sind berechtigt,
an allen Beratungen der Nationalversammlung und
der Ausschüsse teilzunehmen und die Vorlagen der
Staatsregierung zu vertreten. Sie müssen auf ihr
Verlangen jedesmal gehört werden. Die National¬
versammlung kann die Anwesenheit der Mitglieder
der Stäatsregierung verlangen.

Artikel 9.

Die Nationalversammlung ist befugt, die
Geschäftsführung der Staatsregierung selbst oder
durch den Hanptansschnß zu überprüfen, deren
Mitglieder über alle Gegenstände der Vollziehung
zu befragen und alle einschlägigen Auskünfte zu
verlangen, sowie ihren Wünschen über die Aus¬
übung der Regierungs- und Vollzugsgewalt in
Entschließungen Ausdruck zu geben.

Artikel 10.

(1) Zur Regelung der Arbeiten des Hauses, zur
ständigen Verbindung zwischen Gesetzgebung und
Vollziehung sowie zur Mitwirkung an der Bestel¬
lung der Staatsregierung ^Artikel 2 des Gesetzes über
die Organisation der Staatsregierung) wählt das
Haus aus seiner Mitte einen Hauptausschuß.

(2) Der Hauptausschuß besteht aus dem Präsi-
/ denten der Nationalversammlung, der beit Vorsitz

führt, aus dem zweiten und dritten Präsidenten,
die ihn im Vorsitze vertreten, und aus elf auf Grund
der Verhältniswahl gewählten Mitgliedern.
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(3) Die Einberufung des Hauptansschusses obliegt
dem Präsidenten. Sie hat jedenfalls zu erfolgen,
wenn sie fünf Mitglieder unter Angabe des Ver¬
handlungsgegenstandes verlangen.

(4) Die Mitgliedschaft des Hauptansschusses ist
unvereinbar mit der Stellung des Staatskanzlers,
eines Staatssekretärs oder eines Unterstaatssekretärs.

Artikel 11.

(1) Der Hauptausschuß ist ständig und bleibt im
Amte, bis die neugewählte Nationalversammlung einen
neuen Hauptausschuß gewählt hat. Im Falle des

* Rücktrittes des ganzen Ausschusses oder einzelner
seiner Mitglieder ist unverzüglich eine Nachwahl
einzuleiten.

(2) Zu einen: gültigen Beschluß des Hauptaus¬
schusses ist die Anwesenheit der Mehrheit der ge¬
wählten Mitglieder und die einfache Mehrheit der
abgegebenen Stimmen erforderlich.

(3) Im Falle der Stimmengleichheit entscheidet
die Stimme des Vorsitzenden.

(4) An den Sitzungen des Hauptansschusses
nehuien Mitglieder der Staatsregierung nur über
Einladung durch den Vorsitzenden teil. Der Hanpt-
ansschllß kann von ihnen alle Aufklärungen und
Auskünfte verlangen. Die Beratungen des Hanpt-
ausschusses sind vertraulich.

Artikel 12.

Die Gesetzgebung über alle Gegenstände,
die nach der bestehenden Verfassung der Landes¬
gesetzgebung unterliegen, wird von den Landes¬
versammlungen der einzelnen Länder nach den jeweils

. geltenden Landesordnungen und den durch Landes¬
gesetze eingesührten Geschäftsordnungen ansgeübt.

Artikel 13.

Die Landesregierungen sind verpflichtet, alle
Gesetzesbeschlüsse der Landesversammlungen vor ihrer
Kundmachung der Staatsregiernng mitznteilen.

Artikel 14.

(1) Hat die Staatsregierung gegen einen solchen
Beschluß der Landesversammlung Bedenken, so kann
sie gegen ihn binnen 14 Tagen nach Einlangen
der Mitteilung bei der Landesversammlung in:
Wege der Landesregierung Vorstellung erheben.

(2) Vor Ablauf dieser Frist kann das Landes¬
gesetz ohne Zustimmung der Staatsregierung nicht
kundgemacht werden. Beschließt die Landesversamm-
lung, auf ihrem ursprünglichen Beschlüsse zu beharren.
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so hat dessen Kundmachung durch die Landes¬
regierung zu erfolgen.

(3) Die Gesetzesbeschlüsse der Landesversammlungen
erlangen Gesetzeskraft dadurch, daß sie vom Landes¬
hauptmann durch seine Unterschrift beurkundet, vom
Landesamtsdirektor mitgesertigt und von der Landes¬
regierung im Landesgesetzblatte kundgemacht werden.

(4) Gesetze, zu deren Vollziehung die Mitwirkung
der Staatsregierung notwendig ist, bedürfen der
Gegenzeichnung des zuständigen Staatssekretärs oder
des Staatskanzlers. Die Gegenzeichnung hat binnen
14 Tagen zu erfolgen. Die Verweigerung der
Gegenzeichnung kann nur über Beschluß der ge¬
samten Staatsregiernng erfolgen, ist zu begründen
und unter sinngemäßer Anwendung des Artikels 5
binnen 14 Tagen der Landesregierung bekanntzugeben.

können wegen Verfassungswidrigkeit (Artikel 12)
von der Staatsregierung binnen 14 Tagen nach
Einlangen der Mitteilung (Artikel 13) beim Ber-
sassungsgerichtshofe angefochten werden. Diese An¬
fechtung ist der Landesregierung unverzüglich mit¬
zuteilen.

(2) Die Kundmachung des. angefochtenen Be¬
schlusses darf erst erfolgen, wenn der Berfassungs-
gerichtshof die Verfassungsmäßigkeit dieses Be¬
schlusses unerkannt hat. Der Versassungsgerichtshof
hat binnen einem Monat das Erkenntnis zu fällen.

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage der Kund¬
machung in Kraft.

(2) Mit der Durchführung ist der Staatskanzler
betraut.

Wien, 13. März 1919.

Dr. Ellenbogen,
Obmann.

Seipel,
Berichterstatter.

Artikel 15.

iisse einer Landesversammlung

Artikel 16.

Staatsdruckerei. 2bsm
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